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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Mai 1961 

9 — 68020 — 5399/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung der 
Verordnung Nr. 11 des Rates der Europäischen 
W irtschaftsgemeinschaf t 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Da die Bundesregierung nach den Artikeln 14 und 16 der Ver- 
ordnung Nr. 11 verpflichtet ist, bis zum 30. Juni 1961 die inner- 
staatlich noch erforderlichen Maßnahmen zur Ausführung der 
Verordnung zu treffen, bitte ich, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages möglichst umgehend herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 233. Sitzung 
am 26. Mai 1961 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. Im übri- 
gen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen 
erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 

Der federführende Herr Bundesminister für Verkehr hat mit- 
geteilt, die Durchführung des Gesetzes werde Länder und Ge- 
meinden nicht mit Kosten belasten und den Bund nur insoweit, 
als bei den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen, bei der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr und im Bundesverkehrs- 
ministerium eine geringfügige zusätzliche Verwaltungsarbeit 
anfällt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Ausführung der Verordnung Nr. 1 1 
des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Zur Ausführung des Artikels 14 Abs. 1 und 2 so- 
wie des Artikels 16 der Verordnung Nr. 11 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Beseitigung von Diskriminierungen auf 
dem Gebiet der Frachten und Beförderungsbedin- 
gungen gemäß Artikel 79 Abs. 3 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 27. Juni 1960 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 1121, Bundesgesetzbl. II S. 2209) hat 
der Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 17. Ok- 
tober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), zuletzt geän- 
dert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vom 27. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 1084), wird wie folgt geändert: 

1. In § 55 Abs. 1 Nr. 3 wird am Ende von Satz 1 
ein Strichpunkt gesetzt und angefügt: 

„das Grundrecht des Artikels 13 Abs. 1 des 
- Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der Woh- 
nung wird insoweit eingeschränkt." 

2. Hinter § 97 Wird folgender Vierter Abschnitt ein- 
gefügt: 

„Vierter Abschnitt 

Durchführung bestimmter Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften 

§ 97 a 

(1) Die Bundesanstalt überwacht im Aufträge 
der Bundesregierung die Einhaltung der Pflich- 
ten, die nach dem Artikel 5 Abs. 2 und den Arti- 
keln 6, 11 und 13 der Verordnung Nr. 11 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Beseitigung von Diskriminierungen auf 
dem Gebiet der Frachten und Beförderungsbe- 
dingungen gemäß Artikel 79 Abs. 3 des Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vom 27. Juni 1960 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S. 1121, Bundes- 
gesetzbl. II S. 2209) den 

1. Unternehmern des Güterfern- und 
-nahverkehrs sowie des Werkver- 
kehrs, 

2. Spediteuren und Vermittlern von Be- 
förderungsleistungen sowie Hilfsunter- 
nehmern des Verkehrs 

obliegen. 


(2) Im Rahmen der Überwachung dieser Pflich- 
ten ist die Bundesanstalt insbesondere auch zu- 
ständig 

1. für die Entgegennahme von Mitteilun- 
gen und Unterrichtungen nach Artikel 5 
Abs. 2 der genannten Verordnung und 

2. für das Verlangen von Auskünften 
nach Artikel 13 der genannten Ver- 
ordnung. 

(3) Der Bundesanstalt obliegt ferner die 
Durchsetzung der Befugnisse, die den Beauftrag- 
ten der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nach Artikel 14 Abs. 2 der 
genannten Verordnung zustehen. 

(4) Die Befugnisse der Bundesanstalt zur 
Durchführung ihrer Aufgaben nach den Absät- 
zen 1 bis 3 richten sich nach § 55. 

§ 97 b 

(1) Unbeschadet der Anwendung des Arti- 
kels 5 der Verordnung Nr. 11 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (§ 97 a) 
haben die Unternehmer des Güterfern- und -nah- 
verkehrs sowie des Werkverkehrs der Bundes- 
anstalt auf Verlangen alle erforderlichen zusätz- 
lichen Auskünfte über Tarife, Konventionen, 
Preisvereinbarungen und Beförderungsbedingun- 
gen zu erteilen. 

(2) Die Bundesanstalt kann für die Erteilung 
dieser Auskünfte eine Frist von mindestens 
einem Monat festsetzen. 

(3) § 97 a Abs. 4 gilt entsprechend." 

3. Der bisherige Vierte Abschnitt wird Fünfter Ab- 
schnitt, der Fünfte Abschnitt wird Sechster Ab- 
schnitt. 

4. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Mit einer Geldbuße . . bis „ . . . 
fahrlässig" werden durch die Worte ersetzt 
„(1) Ordnungswidrig handelt, wer". 

b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 5000 Deutsche Mark geahndet werden." 
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5. 


Hinter § 99 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

„§ 99 a 

(1) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1. als Unternehmer des Güterfern-, des 
Güternahverkehrs oder des Werkver- 
kehrs 

a) entgegen den Pflichten des Arti- 
kels 5 Abs. 2 der Verordnung Nr. 11 
des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (§ 97 a) die Bun- 
desanstalt nicht unverzüglich über 
die in Artikel 5 Abs. 1 der genann- 
ten Verordnung bezeichneten Tarife, I 
Konventionen, Preisvereinbarun- j 
gen und Beförderungsbedingungen ; 
unterrichtet, die bei Inkrafttreten j 
dieser Vorschrift für das Unterneh- 
men gelten oder nach dem Inkraft- 
treten dieser Vorschrift für das Un- 
ternehmen eingeführt, abgeschlos- 
sen oder geändert werden, 

b) der Vorschrift des Artikels 6 der 
genannten Verordnung über die 
Ausstellung, Numerierung, Beigabe, 
Ausfüllung und Aufbewahrung der 
Beförderungspapiere zuwiderhan- ] 
delt, 

c) der Bundesanstalt entgegen den 
Pflichten nach § 97 b die verlangten 
Auskünfte nicht fristgemäß erteilt 
oder 

d) diese Auskünfte unrichtig oder un- 
vollständig erteilt; 

2. als Spediteur, als Vermittler von Be- 
förderungsleistungen oder als Hilfs- 
unternehmer des Verkehrs 

a) der Bundesanstalt entgegen den 

Pflichten des Artikels 13 der ge- 
nannten Verordnung die verlang- 
ten Auskünfte nicht fristgemäß er- j 
teilt oder | 

b) diese Auskünfte unrichtig oder un- 
vollständig erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis 
zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c oder 
Nr. 2 Buchstabe a fahrlässig begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§ 99 b 

(1) Begeht jemand als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied 
eines solchen Organs oder als vertretungsberech- 
tigtes Mitglied einer Personenvereinigung eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 99 a, so kann die in 
dieser Vorschrift bestimmte Geldbuße gegen die 
juristische Person oder gegen die Personenver- 
einigung festgesetzt werden. Dies gilt auch dann, 


wenn die Rechtshandlung, welche die Vertre- 
tungsbefugnis begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Begeht ein sonstiger Bediensteter in einem 
Unternehmen eine nach § 99 a mit Geldbuße be- 
drohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
des Unternehmens und, falls dieses eine juristi- 
sche Person oder eine Personenvereinigung ist, 
gegen diese eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn der Inhaber des Unternehmens oder die in 
Absatz 1 genannten Personen vorsätzlich oder 
fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt haben 
und der Verstoß hierauf beruht. 

(3) Die Geldbuße beträgt im Falle des Ab- 
satzes 2 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu 5000 Deutsche Mark. 

(4) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, 
den die juristische Person oder die Personenver- 
einigung für die Ordnungswidrigkeit empfangen 
oder aus ihr gezogen hat/' 


Artikel 2 

Das Gesetz über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr vom 1. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1453) wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 35 wird folgender Sechster Abschnitt 
eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 

Durchführung bestimmter Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften 

§ 35 a 

(1) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
überwachen im Aufträge der Bundesregierung 
die Einhaltung der Pflichten, die nach dem Arti- 
kel 5 Abs. 2 und den Artikeln 6, 11 und 13 der 
Verordnung Nr. LI des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft über die Beseitigung 
von Diskriminierungen auf dem Gebiet der 
Frachten und Beförderungsbedingungen gemäß 
Artikel 79 Abs. 3 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
27. Juni 1960 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 1121, Bundesgesetzbl. II S. 2209) 
den 

1. Schiffahrttreibenden, 

2. Spediteuren und Vermittlern von Be- 
förderungsleistungen sowie Hilfsunter- 
nehmern des Verkehrs 

obliegen. 

(2) Im Rahmen der Überwachung dieser 
Pflichten sind die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen insbesondere auch zuständig 

1. für die Entgegennahme von Mitteilun- 
gen und Unterrichtungen nach Artikel 5 
Abs. 2 der genannten Verordnung und 
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2. für das Verlangen von Auskünften 
nach Artikel 13 der genannten Ver- 
ordnung. 

(3) Den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
obliegt ferner die Durchsetzung der Befugnisse, 
die den Beauftragten der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach Artikel 14 
Abs. 2 der genannten Verordnung zustehen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr kann die 
den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen nach 
Absatz 1 bis 3 obliegenden Aufgaben einer 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion für den Bezirk 
mehrerer Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zu- 
weisen. 


§ 35 b 

(1) Zur Durchführung der Überwachungsauf- 
gaben nach § 35 a haben die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen folgende Befugnisse: 

1. Sie können durch Beauftragte die er- 
forderlichen Ermittlungen anstellen, 
auch Einsicht in die Bücher und Ge- 
schäftspapiere aller am Beförderungs- 
vertrag oder seiner Abrechnung und 
Prüfung Beteiligten sowie der gesetz- 
lich an die Entgelte für Verkehrs- 
leistungen gebundenen Dritten und der 
Vermittler von Ladegut oder Laderaum 
nehmen lassen. 

2. Sie und ihre Beauftragten können von 
den in Nummer 1 genannten Beteilig- 
ten und den in deren Geschäftsbetrieb 
tätigen Personen Auskunft über alle 
Tatsachen verlangen, die für die Durch- 
führung der Überwachung von Bedeu- 
tung sind. 

3. Ihre Beauftragten können Grundstücke 
und Räume der in Nummer 1 genann- 
ten Beteiligten betreten, um an Ort 
und Stelle innerhalb der üblichen Ge- 
schäfts- und Arbeitsstunden Ermittlun- 
gen durchzuführen; das Grundrecht des 
Artikels 13 Abs. 1 des Grundgesetzes 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
wird insoweit eingeschränkt. Die in 
Nummer 2 genannten Personen haben 
den Beauftragten hierbei jede Aus- 
kunft und Nachweisung zu erteilen, 
deren sie bedürfen. 

4. Sie können auch außerhalb der Ge- 
schäftsräume der Beteiligten, insbeson- 
dere auf Binnenwasserstraßen, in Hä- 
fen und an Bord der Schiffe zur Kon- 
trolle der Ladung und zur Prüfung der 
Begleitpapiere Überwachungsmaßnah- 
men durchführen. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 Genannten und die 
in deren Geschäftsbetrieb tätigen Personen haben 
den Beauftragten der Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen bei der Durchführung der Überwa- 
chungsmaßnahmen die erforderlichen Hilfsmittel 
zu stellen und die nötigen Hilfsdienste zu leisten. 


(3) Der Bundesminister für Verkehr erläßt zur 
Durchführung der den Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen nach § 35 a übertragenen Aufgaben 
die erforderlichen Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 


§ 35 c 

(1) Unbeschadet der Anwendung des Arti- 
kels 5 der Verordnung Nr. 11 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (§ 35 a) 
haben die Schiffahrttreibenden den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen auf Verlangen alle erfor- 
derlichen zusätzlichen Auskünfte über Tarife, 
Konventionen, Preisvereinbarungen und Beför- 
derungsbedingungen zu erteilen. 

(2) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
können für die Erteilung dieser Auskünfte eine 
Frist von mindestens einem Monat festsetzen. 

(3) § 35 a Abs. 4 und § 35 b gelten ent- 
sprechend." 


2. Der bisherige Sechste Abschnitt wird Siebenter 
Abschnitt, der Siebente Abschnitt wird Achter 
Abschnitt. 


3. *§ 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „vor- 
sätzlich oder fahrlässig" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie 
in dem Fall des Absatzes 1 Nr. 3 fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
5000 Deutsche Mark geahndet werden." 


4. Hinter § 37 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 


„§ 37 a 

(1) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
1. als Schiffahrttreibender 


a) entgegen den Pflichten des Arti- 
kels 5 Abs. 2 der Verordnung Nr. 11 
des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft (§ 35 a) die zu- 
ständige Wasser- und Schiffahrts- 
direktion nicht unverzüglich über 
die in Artikel 5 Abs. 1 der genann- 
ten Verordnung bezeichneten Ta- 
rife, Konventionen, Preisvereinba- 
rungen und Beförderungsbedingun- 
gen unterrichtet, die bei Inkrafttre- 
ten dieser Vorschrift für den Be- 
trieb gelten oder nach dem Inkraft- 
treten dieser Vorschrift für den Be- 
trieb eingeführt, abgeschlossen oder 
geändert werden, 

b) der Vorschrift des Artikels 6 der 
genannten Verordnung über die 
Ausstellung, Numerierung, Beigabe, 
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Ausfüllung und Aufbewahrung der j 
Beförderungspapiere zuwiderhan- | 
delt, 

c) der zuständigen Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion entgegen den Pflich- 
ten nach § 35 c die verlangten Aus- | 
künfte nicht fristgemäß erteilt oder 

d) diese Auskünfte unrichtig oder un- 
vollständig erteilt; 

2. als Spediteur, als Vermittler von Be- 
förderungsleistungen oder als Hilfs- 
unternehmer des Verkehrs 

a) der zuständigen Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion entgegen den Pflich- 
ten des Artikels 13 der genannten 
Verordnung die verlangten Aus- 
künfte nicht fristgemäß erteilt oder 

b) diese Auskünfte unrichtig oder un- 
vollständig erteilt; 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis 
zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c oder 
Nr. 2 Buchstabe a fahrlässig begangen ist, mit j 
einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark ge- , 
ahndet werden. ! 

§ 37 b 

(1) Begeht jemand als vertretungsberechtigtes j 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied [ 
eines solchen Organs oder als vertretungsberech- 
tigtes Mitglied einer Personenvereinigung eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 37 a, so kann die I 
in dieser Vorschrift bestimmte Geldbuße gegen \ 
die juristische Person oder gegen die Personen- 
vereinigung festgesetzt werden. Dies gilt auch ; 


dann, wenn die Rechtshandlung, welche die Ver- 
tretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Begeht ein sonstiger Bediensteter in einem 
Unternehmen eine nach § 37 a mit Geldbuße be- 
drohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
des Unternehmens und, falls dieses eine juristi- 
sche Person oder eine Personenvereinigung ist, 
gegen diese eine Geldbuße festgesetzt werden, 
wenn der Inhaber des Unternehmens oder die in 
Absatz 1 genannten Personen vorsätzlich oder 
fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt haben 
und der Verstoß hierauf beruht. 

(3) Die Geldbuße beträgt im Falle des Ab- 
satzes 2 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu 5000 Deutsche Mark. 

(4) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, 
den die juristische Person oder die Personenver- 
einigung für die Ordnungswidrigkeit empfangen 
oder aus ihr gezogen hat." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1961 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Auf Grund von Artikel 79 Abs. 3 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWGV) hat der Rat der EWG am 27. Juni 1960 die 

Verordnung Nr. 11 über die Beseitigung von Dis- 
kriminierungen auf dem Gebiet der Frachten und 
Beförderungsbedingungen gemäß Artikel 79 Ab- 
satz (3) des Vertrages zur Gründung der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft 

erlassen. Sie ist am 16. August 1960 im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften verkündet und da- 
her seit dem 5. September 1960 in der Bundes- 
republik geltendes Recht (Artikel 191 Abs. 1 EWGV). 
Sie gilt für Beförderungen von Nichtmontangütern 
im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr, j 
die ganz oder teilweise im Gebiet der Mitglied- 
staaten abgewickelt werden. Sie verbietet die An- 
wendung unterschiedlicher Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen in denselben Verkehrsverbindun- 
gen für gleiche Güter je nach ihrem Herkunfts- oder 
Bestimmungsland sowie die Aufstellung entspre- 
chender Tarife ab 1. Juli 1961. Ihre praktische Be- 
deutung ist im Bundesgebiet gering, da Fracht- 
diskriminierungen je nach dem Herstellungs- oder 
Bestimmungsland der Güter, die unter das sehr eng 
gefaßte Verbot der VO Nr. 11 fallen, wohl kaum 
noch Vorkommen. 

Die VO Nr. 11 sichert die Einhaltung ihrer Verbote, 
indem sie durch Artikel 5 Abs. 2 allen in Betracht 
kommenden Verkehrsunternehmern die Pflicht auf- 
erlegt, ihren Regierungen alle zweckdienlichen An- 
gaben über die von ihnen angewendeten Tarife, 
Konventionen, Preisvereinbarungen und Beförde- 
rungsbedingungen mitzuteilen, die unter das Verbot 
fallen könnten. Die Regierungen haben ihrerseits 
der Kommission die entsprechenden Angaben zu 
machen. Eine Veröffentlichungspflicht für alle Frach- 
ten und Beförderungsbedingungen, die als Mittel in 
Betracht kommt, um Diskriminierungen zu erkennen, 
ist nach Artikel 10 erst ab 1. Juli 1963 vorgesehen. 
Doch soll die in Artikel 6 der Verordnung den Ver- 
kehrsunternehmern weiter auferlegte Pflicht, ab 
1. Juli 1961 für jede Beförderung ein Beförderungs- 
papier mit bestimmten Mindestangaben auszustellen 
und zwei Jahre aufzubewahren, den Kontrollorga- 
nen eine Überwachung der Einhaltung des Verbots 
ermöglichen. Da von dieser Pflicht der Werkverkehr, 
der Verkehr mit kleinen Sendungen bis 5 t, der 
grenzüberschreitende Verkehr bis 30 km sowie der 
nationale Verkehr bis 100 km ausgenommen sind, 
und da im Eisenbahnverkehr und im gewerblichen 
Güterfernverkehr schon jetzt gesetzlicher Fracht- 
briefzwang besteht, bedeutet die Einführung dieser 
Bestimmung für die Verkehrsunternehmen in der 
Bundesrepublik im allgemeinen keine zusätzliche 
Belastung. 


In Artikel 11 der Verordnung wird für die Verkehrs- 
unternehmen die Pflicht festgelegt, der EWG-Kom- 
mission auf Verlangen alle erforderlichen Auskünfte 
über Tarife, Konventionen, Preisvereinbarungen und 
Beförderungsbedingungen zu erteilen, wobei diese 
Auskunftspflicht lediglich in den Sicherheitsinter- 
essen der Mitgliedstaaten ihre Grenze finden soll. 
Da sich Angaben über die angewendeten Beförde- 
rungspreise und -Bedingungen sehr häufig in den 
Unterlagen von Spediteuren, Vermittlern von Be- 
förderungsleistungen oder von Unternehmen befin- 
den werden, welche unmittelbare Hilfsverrichtungen 
für das Verkehrsunternehmen leisten, setzt Ar- 
tikel 13 der Verordnung fest, daß auch diese sowohl 
ihrer Regierung wie der EWG-Kommission gegen- 
über eine entsprechende Auskunftspflicht haben. 

Bezüglich der Überwachung der vorstehend geschil- 
derten Pflichten der Unternehmen nach den Ar- 
tikeln 5, 6, 11 und 13 der VO Nr. 11 bestimmt 
| Artikel 14, daß dies in erster Linie Aufgabe der 
Mitgliedstaaten ist. Daneben sind jedoch auch un- 
mittelbare Kontrollbefugnisse der Kommission fest- 
gelegt. Die zu diesem Zweck mit Kontrollausweisen 
versehenen Beauftragten der Kommission sind be- 
rechtigt, im erforderlichen Umfange allein oder in 
Begleitung von Bediensteten des betreffenden Mit- 
gliedstaates, der jeweils zu unterrichten ist, bei den 
in Betracht kommenden Unternehmen Bücher und 
Unterlagen zu prüfen, Abschriften oder Auszüge an 
Ort und Stelle zu fertigen, alle Räumlichkeiten, 
Grundstücke und Fahrzeuge zu betreten und sich 
jede gewünschte Erläuterung zu den Büchern und 
Geschäftsunterlagen geben zu lassen. Widersetzt 
sich ein Unternehmen der vorgesehenen Kontrolle, 
so soll der in Betracht kommende Mitgliedstaat da- 
für sorgen, daß die Beauftragten der Kommission 
ihre Befugnisse durchsetzen. 

Die Kontrolle der Unternehmen ist also grundsätz- 
lich den Mitgliedstaaten übertragen. Sie ist jedoch 
von einer supranationalen Direktkontrolle durch die 
Kommisson überlagert. 

Artikel 14 schreibt weiter vor, daß die Mitglied- 
staaten vor dem 1. Juli 1961 nach Anhörung der 
Kommission die Maßnahmen treffen, die in ihrem 
Bereich erforderlich sind, um die Ausführung der 
ihnen übertragenen Überwachungsaufgaben und der 
ihnen aufgegebenen Unterstützung der Beauftragten 
der Kommission zu ermöglichen. Ergänzend hierzu 
schreibt Artikel 16 vor, daß die Mitgliedstaaten 
ebenfalls bis zum 1. Juli 1961 im innerstaatlichen 
Bereich für „geeignete Sanktionsvorschriften" gegen 
Unternehmer zu sorgen haben, die sich ihren Pflich- 
ten nach Artikel 5 Abs. 2 und Artikel 6 entziehen 
oder innerhalb der festgesetzten Frist die in den 
Artikeln 11 und 13 vorgesehenen Auskünfte nicht 
oder unrichtig erteilt haben. Diese innerstaatlichen 
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Vorschriften sollen das Gegenstück zu den in Ar- 
tikel 17 festgelegten Befugnissen der Kommission 
bilden, Unternehmer, die eine nach Artikel 11 oder 
13 verlangte Auskunft nicht rechtzeitig oder falsch 
erteilen, mit Zwangsgeld bis zur Höhe von 500 Rech- 
nungseinheiten (etwa 2000 DM) zu belegen. Ar- 
tikel 18 gibt darüber hinaus der Kommission das 
Recht, bei festgestellten Diskriminierungen ein Buß- 
geld bis zur Höhe des 20fachen Betrages des Beför- 
derungsentgelts und in jedem Wiederholungsfälle 
bis zu einem Höchstbetrag von 10 000 Rechnungs- 
einheiten (etwa 40 000 DM) unmittelbar zu ver- 
hängen, wobei allerdings die Mitgliedstaaten gut- 
achtlich gehört werden. 

Schließlich sollen nach Artikel 15 die Kommission 
und die Mitgliedstaaten dafür sorgen, daß alle ihnen 
auf Grund der Artikel 11, 13 und 14 bekanntwerden- 
den Tatsachen vertraulich behandelt werden. 

Die Bundesregierung hatte zu prüfen, ob sie die den 
Mitgliedstaaten übertragene Überwachung der Ver- 
kehrsunternehmen, die Unterstützung der Beauf- 
tragten der Kommission, die geforderte vertrauliche 
Behandlung der bekanntgewordenen Tatsachen und 
das von der Verordnung geforderte Einschreiten 
gegen Unternehmen, die ihre Pflichten verletzen, 
ohne Schaffung neuer innerstaatlicher Rechtsgrund- 
lagen sicherstellen kann. Diese Prüfung hat folgen- 
des ergeben: 

Auf dem Gebiete des Eisenbahnverkehrs kann die 
Verordnung auf Grund der in der Bundesrepublik 
bereits bestehenden Rechtsgrundlagen ausgeführt 
werden. 

Die Bundesbahn wird nach Artikel 87 des Grund- 
gesetzes als bundeseigene Verwaltung geführt. Sie 
unterliegt einer unbeschränkten Rechtsaufsicht des 
Bundesministers für Verkehr nach § 14 des Bundes- 
bahngesetzes (BbG). Nach § 16BbG darf sie nur vom 
Bundesminister für Verkehr genehmigte Tarife an- 
wenden. Der Bundesminister für Verkehr kann sie 
im Wege der Aufsicht zur Duldung der Kontrollen 
der Kommission anhalten. Die vertrauliche Behand- 
lung der bekanntgewordenen Tatsachen ist durch 
das Beamtengesetz bzw. durch die Dienst- und Lohn- 
ordnungen im Öffentlichen Dienst sichergestellt. 
Hierüber wird zum 1. Juli 1961 noch eine besondere 
Anweisung an das beteiligte Personal ergehen. Ver- 
stöße der Bundesbahn gegen Kontrollmaßnahmen 
und gegenüber Auskunftsersuchen der Bundesregie- 
rung kommen nicht in Betracht. Entsprechende 
Handlungen einzelner Bediensteter wären diszipli- 
narisch zu verfolgen. 

Auch für den Bereich der nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen führt die Prüfung zum gleichen Ergebnis. Sie 
unterliegen einer umfassenden Rechts- und Tarif- 
aufsicht durch die obersten Landesverkehrsbehör- 
den, auf die wiederum die Bundesregierung gemäß 
Artikel 84 Abs. 3 des Grundgesetzes einwirken 
kann. Nach den Bestimmungen der Landeseisenbahn- 
gesetze [vgl. z. B. § 28 des Landeseisenbahngesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. Februar 
1957 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Ausgabe A S. 11)] sorgen die 
obersten Landesverkehrsbehörden dafür, daß die 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen entsprechend den 


geltenden Gesetzen und sonstigen Vorschriften ge- 
führt werden. Zu diesen gehört auch die VO Nr. 11. 

Auch die nichtbundeseigenen Eisenbahnen dürfen 
nur genehmigte Tarife anwenden. Für sie besteht 
auf Grund der Eisenbahnverkehrsordnung bereits 
eine gesetzliche Pflicht zur Beigabe eines Beförde- 
rungspapiers, das den Erfordernissen von Artikel 6 
der VO Nr. 11 entspricht. Bei Verletzung gesetz- 
licher Pflichten, also auch derjenigen aus der VO 
Nr. 11, haben die obersten Landesverkehrsbehörden 
die Möglichkeit, Verwaltungsmaßnahmen gegen die 
einzelnen Bahnunternehmen durchzuführen, die bis 
zur Entziehung der Konzession reichen (vgl. z. B. 
§ 24 des vorstehend zitierten nordrhein-westfäli- 
schen Landeseisenbahngesetzes). 

Alle diese Bestimmungen sind als „geeignete Sank- 
tionsvorschriften" im Sinne von Artikel 16 'der VO 
Nr. 11 anzusehen. Soweit in einzelnen Ländern Lan- 
deseisenbahngesetze noch nicht erlassen sind, sind 
sie in Vorbereitung. 

Eine gewisse Lücke besteht allerdings in bezug auf 
eine Vorschrift, die eine Kontrolle der Unterlagen 
der Spediteure, Beförderungsvermittler und Hilfs- 
unternehmer des Verkehrs ermöglichen würde, so- 
weit in ihnen Angaben über Beförderungsentgelte 
von Eisenbahnen enthalten sind. Ihre Schaffung 
erscheint jedoch nicht zwingend erforderlich. Sie 
könnte an keine bestehende gesetzliche Regelung 
anknüpfen, da es in der Bundesrepublik kein Spedi- 
tionsgesetz gibt. Im allgemeinen werden die Unter- 
lagen der Eisenbahnunternehmen mit Rücksicht auf 
ihre gesetzlichen Pflichten lückenlos sein. Soweit 
ausnahmsweise eine Überprüfung von Unterlagen 
der Spediteure, Beförderungsvermittler und Hilfs- 
unternehmer des Verkehrs notwendig erscheinen 
sollte, könnte im übrigen bei einer Weigerung des 
Unternehmers die Kommission sie auf Grund ihrer 
eigenen Befugnisse nach Artikel 17 der VO Nr. 11 
erzwingen. 

Anders liegen die Dinge im Straßenverkehr. Es gibt 
in der Bundesrepublik keine gesetzliche Vorschrift, 
die auf diesem Gebiet irgendeiner Behörde die Aus- 
übung der Überwachungstätigkeit im Sinne von Ar- 
tikel 14 Abs. 1 der VO Nr. 11 oder die Unter- 
stützung der Beauftragten der Kommission im Falle 
des Widerstandes eines Unternehmers ermöglichen 
würde. Diese Kompetenz muß deshalb in einem Aus- 
führungsgesetz zur VO Nr. 11 geschaffen werden. 

Es erscheint zweckmäßig, diese Zuständigkeit, die 
fast ausschließlich den gewerblichen Güterfernver- 
kehr und nur in Ausnahmefällen den der Aufsicht 
der Landesbehörden unterliegenden Güternahver- 
kehr betrifft, der Bundesanstalt für den Güterfern- 
verkehr (BAG) zu übertragen. Sie verfügt über 
einen eingespielten und erfahrenen Kontrollapparat 
und ist daher am besten in der Lage, die nach der 
VO Nr. 11 vorgesehene Überwachungstätigkeit zu 
übernehmen, wobei sie sich auf die ihr nach § 55 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) zustehenden Be- 
fugnisse stützen kann. 

Für die vertrauliche Behandlung der bekanntgewor- 
denen Tatsachen kann auch auf dem Gebiete des 
Straßengüterverkehrs auf dem Verwaltungswege 
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gesorgt werden. Die Bediensteten der BAG gehören 
dem öffentlichen Dienst an. 

Es fehlt jedoch auf diesem Gebiet auch eine Sank- 
tionsvorschrift, die in der Bundesrepublik die Ver- 
folgung von Zuwiderhandlungen gegen die Bestim- 
mungen der VO Nr. 11 möglich macht. Auch inso- 
weit sind deshalb die notwendigen Bestimmungen 
in einem Ausführungsgesetz zur VO Nr. 11 vorzu- 
sehen. 

In Artikel 19 der VO Nr. 11 wird für die Sanktionen 
der EWG-Kommission ausdrücklich festgelegt, daß 
sie nicht strafrechtlicher Art sind. Dementsprechend 
sollten auch die Verstöße, die innerstaatlich zu ahn- 
den sind, nicht als Straftaten, sondern als Ordnungs- 
widrigkeiten behandelt und mit einem Strafrahmen 
ausgestattet werden, der sich den für ähnliche Fälle 
in § 99 GüKG festgesetzten Geldbußen organisch an- 
paßt. 

Die zu schaffenden Sanktionsbestimmungen haben 
sich nach Artikel 16 der VO Nr. 11 auf folgende Tat- 
bestände zu erstrecken: 

a) Zuwiderhandlungen gegen die Pflicht der Unter- 
nehmer nach Artikel 5 Abs. 2 der VO zur Mit- 
teilung der von ihnen angewandten Tarife, 

b) Zuwiderhandlungen von Unternehmern gegen 
die Vorschriften des Artikels 6 über die Aus- 
stellung, Behandlung und Aufbewahrung von Be- 
förderungspapieren, 

c) nicht fristgemäße Erteilung von Auskünften, die 
seitens der Regierungen nach Artikel 11 oder 13 
der VO von Verkehrsunternehmern oder Spedi- 
teuren verlangt werden, 

d) Erteilung wissentlich falscher Auskünfte an die 
Regierungen. 

Hierbei ergibt sich noch folgende Schwierigkeit: 
Vermutlich infolge eines Redaktionsfehlers ist zwar 
in Artikel 13 den Regierungen ein unmittelbares 
Auskunftsrecht gegenüber den Spediteuren, Ver- 
mittlern von Beförderungsleistungen und Hilfsunter- 
nehmern des Verkehrs eingeräumt und diesen Un- 
ternehmern eine entsprechende Auskunftspflicht 
auferlegt worden. Das Auskunftsrecht nach Artikel 1 1 
gegenüber den Verkehrsunternehmern steht jedoch 
nur der Kommission zu.. Dieser Artikel begründet 
also kein eigenes Auskunftsrecht der Regierungen 
oder der von ihnen beauftragten Stellen und dem- 
gemäß auch keine entsprechende Auskunftspflicht 
der Verkehrsunternehmer. Es dürfte zweifelhaft 
sein, ob eine solche Auskunftspflicht der Unterneh- 
mer allein auf Artikel 16 Buchstabe b der VO ge- 
stützt werden kann, der vorschreibt, daß die nicht 
fristgemäße Erteilung von Auskünften, die die Re- 
gierungen verlangt haben, unter eine Sanktion ge- 
stellt werden soll. Um diese Zweifel auszuschließen, 
ist es notwendig, in dem Ausführungsgesetz eine 
solche Auskunftspflicht der Unternehmer nochmals 
ausdrücklich festzulegen. 

Darüber hinaus muß das Ausführungsgesetz auch 
klarstellen, in welcher Weise in der Bundesrepublik 
dem in Artikel 22 der VO Nr. 11 niedergelegten 
Grundsatz Rechnung getragen ist, daß Unternehmen 
ungeachtet ihrer Öffentlich-rechtlichen oder privat- 
rechtlichen Rechtsform für ihre Bediensteten hin- 


sichtlich der Beachtung dieser VO, und zwar auch 
hinsichtlich der in der VO Nr. 11 vorgesehenen 
Sanktionen, verantwortlich sind. Die zu schaffenden 
Vorschriften müssen also zunächst die Tatbestände 
kennzeichnen, die zu Ordnungswidrigkeiten erklärt 
werden. Sie müssen dann festlegen, daß bei Unter- 
nehmen, die als juristische Person oder als Personen- 
vereinigungen organisiert sind, die Verwirklichung 
dieser Tatbestände durch ein vertragsberechtigtes 
Organ oder durch einen vertretungsberechtigten Ge- 
sellschafter die Festsetzung der Geldbuße gegen das 
Unternehmen selbst zur Folge hat. Sie müssen end- 
lich aussprechen, daß bei der Begehung einer sol- 
chen Ordnungswidrigkeit durch einen Bediensteten 
eines in Betracht kommenden Unternehmens die 
Geldbuße gleichfalls gegen das Unternehmen selbst 
festgesetzt werden kann, wobei allerdings das deut- 
sche Strafrechtsdenken dies nur zuläßt, wenn als Ur- 
sache des Verstoßes eine Verletzung der Aufsichts- 
pflicht des Unternehmers angenommen werden kann. 

Die Situation auf dem Gebiete des Binnenschiffsver- 
kehrs entspricht derjenigen auf dem Gebiete des 
Straßenverkehrs vollständig. Auch hier fehlt es an 
einer Vorschrift, die irgendeiner Behörde die Rechte 
einräumen würde, über die sie zur Durchführung 
der Überwachungstätigkeit nach Artikel 14 der VO 
Nr. 11 sowie zur Unterstützung der Beauftragten der 
Kommission verfügen muß. 

Es dürfte auf diesem Sektor zweckmäßig sein, die 
Uberwachungstätigkeit den Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen zu übertragen. Allerdings fehlen diesen 
die Befugnisse, die der BAG auf Grund von § 55 
GüKG zustehen. Sie müssen also für die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen im Ausführungsgesetz 
ausdrücklich geschaffen werden. 

Hinsichtlich der vertraulichen Behandlung der be- 
kanntgewordenen Tatsachen gilt für die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen das gleiche wie für die 
Bundesbahn, die obersten Landesverkehrsbehörden 
und die BAG. 

Für die Sanktionen gelten im vollen Umfange die 
vorstehenden Ausführungen über den Straßenver- 
kehr. 

Hinsichtlich der Form des Ausführungsgesetzes be- 
stand die Möglichkeit, entweder alle erforderlichen 
Bestimmungen in einem für alle Verkehrsträger 
gültigen einheitlichen Text zu formulieren, oder — 
da nach den vorstehenden Ausführungen für den 
Eisenbahnsektor keine besonderen Bestimmungen 
nötig sind — die für den Straßenverkehr und den 
Binnenschiffsverkehr erforderlichen Vorschriften 
durch Änderungen und Ergänzungen des GüKG und 
des Gesetzes über den gewerblichen Binnenschiffs- 
verkehr (BSchVG) zu schaffen. Die Bundesregierung 
hat sich für den zweiten Weg entschieden, um damit 
dem Bedürfnis der einzelnen Verkehrsträger ent- 
gegenzukommen, das für sie maßgebende Recht in 
ihrem Fachgesetz erschöpfend geregelt zu finden. 
Das Ausführungsgesetz sieht deshalb sowohl für das 
GüKG wie für das BSchVG die Einfügung je eines 
Abschnitts „Durchführung bestimmter Vorschriften 
der Europäischen Gemeinschaften" vor, der die er- 
forderlichen Zuständigkeiten und Befugnisse zur 
Ausführung der VO Nr. 11 regelt und darüber hin- 
aus die als Ergänzung zu Artikel 11 der VO noch 
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notwendige Auskunftspflicht schafft. Diese Ab- 
schnitte sind geeignet, in Zukunft Vorschriften zur 
Ausführung weiterer supranationaler Regelungen 
aufzunehmen, soweit solche in den nächsten Jahren 
noch entstehen. Die Sanktionsvorschriften sind je- 
weils den schon bestehenden Strafvorschriften der 
beiden Gesetze angefügt. 

Nach Artikel 14 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 16 der 
VO Nr. 11 haben die Mitgliedstaaten vor Erlaß ihrer 
Ausführungsvorschriften die EWG-Kommission an- 
zuhören. Dies ist durch Übersendung eines ersten 
Entwurfs des Ausführungsgesetzes an die Kommis- 
sion geschehen. Mit Schreiben vom 14. April 1961 
hat der Präsident der EWG-Kommission dem Herrn 
Bundesminister des Auswärtigen mitgeteilt, daß der 
übermittelte Gesetzentwurf nach Auffassung der 
Kommisson im allgemeinen den Vorschriften der 
VO genügt. Die Kommission hat lediglich auf die 
vorstehend in den Ausführungen über den Eisen- 
bahnverkehr erwähnte Lücke bei der Kontrolle der 
Unterlagen von Spediteuren über Beförderungen im 
Eisenbahnverkehr hingewiesen und sich Vorbehal- 
ten, später an Hand der bis dahin gemachten Erfah- 
rungen zu entscheiden, ob insofern eine Überprüfung 
des Gesetzes notwendig ist. Die Bundesregierung 
hat nach Empfang der Stellungnahme der Kommis- 
sion den Entwurf nochmals redaktionell überarbei- 
tet. Zu einer materiellen Änderung hat sie sich nicht 
veranlaßt gesehen. 

Die von den übrigen Mitgliedstaaten vorgesehenen 
Maßnahmen werden in ihrer Wirksamkeit und hin- 
sichtlich des bei den Sanktionen vorgesehenen Straf- 
rahmens etwa denen der Bundesrepublik entspre- 
chen. Außer der Bundesrepublik haben bisher nur 
die Niederlande den Entwurf eines Ausführungs- 
gesetzes vorgelegt. Jedoch bestehen in mehreren 
anderen Mitgliedstaaten schon jetzt Vorschriften, 
die nicht nur auf dem Gebiete des Eisenbahnver- 
kehrs, sondern auch auf dem des Straßenverkehrs 
und der Binnenschiffahrt die Durchführung der VO 
im wesentlichen ermöglichen. 


B. Im einzelnen 

Zur Präambel 

Um die Überschrift des Gesetzes kurz und übersicht- 
lich zu halten, wurde von einer vollständigen Zitie- 
rung der Verordnung Nr. 11 nebst Fundstelle abge- 
sehen. Die Präambel enthält diese Angaben. 


Zu Artikel 1 

Dieser Artikel enthält die erforderlichen Ergänzun- 
gen des GüKG. 

Er fügt den bereits oben erwähnten besonderen Ab- 
schnitt „Durchführung bestimmter Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften“ in das Gesetz ein. In 
diesem werden der Bundesanstalt die Überwachungs- 
aufgaben nach Artikel 14 Abs. 1 der VO Nr. 11 und 
die Durchsetzung der Befugnisse der Kommission 
nach Artikel 14 Abs. 2 übertragen. Außerdem wird 
eine gesetzliche Auskunftspflicht der Verkehrsunter- 
nehmer der BAG gegenüber festgelegt. 

§ 99 GüKG wird der heute üblichen Fassung von 
Bestimmungen über die Ordnungswidrigkeiten an- 
gepaßt. Hierbei wird der Strafrahmen entsprechend 
der neueren Praxis für fahrlässig begangene Ord- 
nungswidrigkeiten auf Geldbußen bis zu 5000 Deut- 
sche Mark eingeschränkt. Ein neuer § 99 a legt die 
auf Grund der VO Nr. 11 zu ahndenden Ordnungs- 
widrigkeitstatbestände fest. Eine letzte Vorschrift 
regelt die Behandlung von juristischen Personen 
oder Personenvereinigungen sowie von Ordnungs- 
widrigkeiten, die von einem Bediensteten eines 
Unternehmens begangen sind. 


Zu Artikel 2 

Dieser Artikel enthält die entsprechenden Ergän- 
zungen des Binnenschiffsverkehrsgesetzes, die auch 
im Wortlaut den Änderungen und Ergänzungen des 
GüKG soweit wie möglich angepaßt sind. 


Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens ist der 1. Juli 1961 
vorgesehen, der nach Artikel 14 Nr. 1 sowie Nr. 2 
Abs. 5 und nach Artikel 16 der VO Nr. 11 als Zeit- 
punkt vorgeschrieben ist, bis zu dem die entspre- 
chenden Maßnahmen der Mitgliedstaaten getroffen 
sein müssen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind am Ende wie folgt zu 
fassen: 

„. . . hat der Bundestag mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung des Artikels 87 
Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes das folgende 
Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Für Artikel 2 Nr. 1 (§ 35 a des Gesetzes über den 
(gewerblichen Binnenschiffsverkehr) reicht Ar- 
tikel 89 Abs. 2 GG insoweit nicht aus, als sich 
der genannte § 35 a auch auf Spediteure, Ver- 
mittler von Beförderungsleistungen usw. bezieht. 
Insoweit kann die genannte Vorschrift nur unter 


dem Gesichtspunkt des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 
GG verfassungsrechtlich gehalten werden. 

2. Artikel 1 Nr. 5 (§ 99 b GüKG) und Artikel 2 Nr. 4 

(§ 37 b des Gesetzes über den gewerblichen Bin- 
nenschi ff s verkehr) 

In diesen Vorschriften ist jeweils das Wort 
„Personenvereinigung" durch das Wort „Perso- 
nenhandelsgesellschaft" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an entsprechende Vorschriften in 
anderen Gesetzen. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Änderung der Eingangsworte des Ge- 
setzes nicht für notwendig. Artikel 2 Nr. 1 des Ge- 
setzes unterwirft in dem neu vorgeschlagenen § 35 a 
BschVG Spediteure, Vermittler von Beförderungs- 
leistungen und Hilfsunternehmer des Verkehrs nur 
insoweit einer Überwachung durch die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen, als sie im Zusammenhang 
mit Binnenschiffstransporten tätig werden. Diese 
Kontrolle ist daher nur ein Teil der einheitlichen 
Überwachung der Binnenschiffahrt auf Einhaltung 


der in der Verordnung Nr. 11 festgelegten Pflich- 
ten. Diese aber ist eine „staatliche Aufgabe der 
Binnenschiffahrt" im Sinne von Artikel 89 Abs. 2 
GG, Schon aus diesem Grunde bedarf es für die Ein- 
richtung dieser Kontrolle keines Rückgriffes auf 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 GG. 

Mit dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zu 
Artikel 1 Nr. 5 (§ 99 b GüKG) sowie Artikel 2 Nr. 4 
(§ 37 b BSchVG) ist die Bundesregierung einver- 
standen. 
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